
IM NAMEN DES VOLKES

ANERKENNTNISURTEIL

In dem Rechtsstreit

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart
vertreten durch den Vorstand 

- Kläger -

Prozessbevollmächtigte:

gegen

FinXpress direkt GmbH, Friedrich-List-Platz 1, 04103 Leipzig
vertreten durch den Geschäftsführer 

- Beklagte -

Prozessbevollmächtigter:

wegen Unterlassung

Landgericht Leipzig

Kammer für Handelssachen

Aktenzeichen: 01 HK O 1332/25
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hat die 1. Kammer für Handelssachen des Landgerichts Leipzig durch

Vorsitzenden Richter am Landgericht 

ohne mündliche Verhandlung gemäß § 307 ZPO am 03.09.2025

für Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, es zu unterlassen, Verbrauchern eine Bestätigung über die 

Möglichkeit zum Abschluss eines entgeltpflichtigen Vertrags über eine Finanzsanierung 

aufgrund eines angeblich zuvor an die Beklagte gerichteten „Antrags“ des Verbrauchers 

zu unterbreiten, wenn der Verbraucher gegenüber der Beklagten einen „Antrag“ zur 

Vermittlung eines solchen Finanzsanierungsvertrags nicht gestellt hat, wie konkret ge-

schehen im PDF-Schreiben der Beklagten vom 01.04.2025 an den Verbraucher 

 das nachfolgend wiedergegeben wird:
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2. Der Beklagten wird für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen die Verurtei-

lung zur Unterlassung nach Nr. 1. ein Ordnungsgeld bis zu 250.000,00 €, ersatzweise 

Ordnungshaft bis zu sechs Wochen, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, die 

Ordnungshaft zu vollstrecken am Geschäftsführer der Beklagten, angedroht.

3. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 243,51 € zzgl. Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunk-

ten über Basiszinssatz hieraus seit 22.07.2025 zu bezahlen.

4. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

5. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Entscheidungsgründe

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 91 Abs. 1 ZPO.

Der Klägerin sind entgegen dem von der Beklagten im Schriftsatz vom 02.09.2025 gestellten 

Antrag nicht nach § 93 ZPO die Prozesskosten aufzuerlegen. Die Beklagte hat die Klageerhe-

bung veranlasst, da die Beklagte auf die mit Schreiben vom 13.05.2025 erfolgte Abmahnung 

der Klägerin nicht die von der Klägerin geforderte strafbewehrte Unterlassungserklärung ab-

gab.

Da die Beklagte die Klage anerkannt hat, kann sie ihre Annahme, dass sie nach § 93 ZPO zur 

Klageerhebung keine Veranlassung gegeben habe, nicht damit begründen, dass der von der 

Klägerin mit der Klage verfolgte Unterlassungsanspruch nicht bestehe bzw. die Forderungs-

geltendmachung seitens der Klägerin rechtsmissbräuchlich sei.

Im Hinblick auf die Vorschrift des § 93 ZPO ist zum Tatbestandsmerkmal der fehlenden Veran-

lassung zur Klageerhebung hier lediglich zu prüfen, ob die Klägerin bereits vor Klageerhebung 

hätte erkennen können, dass es keiner Klageerhebung bedürfe, damit die Beklagte den von ihr 

geltend gemachten Anspruch erfüllen werde, hier also hätte erkennen können und damit rech-

nen müssen, dass die Beklagte die Klage anerkennen werde. Dies war hier aber aufgrund der 

erfolglos gebliebenen Abmahnung nicht der Fall.
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Einer weitergehenden Begründung bedarf das Anerkenntnisurteil nach § 313b Abs. 1 ZPO 

nicht.

Vorsitzender Richter am 
Landgericht
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